
Wılhelm HOynck

Zivile isenverhutung und Konfliktbearbeitung

ach dem Fall der Mauer 1in Berlin erwarteten ein1ge das „Ende der
Geschichte“ Tatsächlich 1aber haben ach 1989 1in Kuropa die alten (&
schichten NECUu begonnen. Sobald die alles überdeckende FEisschicht der
Ost-West-Kontrontation 1bzutauen begann, brach eiıne Vielzahl okaler
und regionaler, innerstaatlicher un 7zwischenstaatlicher Konflikte aut
Nach dem 5 September“ 2001) erscheint ZW alr die Eindämmung des
internationalen Terrorismus als das alle internationale Politik beherr-
schende Thema verständlicherweise VOL allem 1ın den USA uch inter-
nationaler Terrorismus 1Sst 1aber 11UT einzudämmen 1ın einem größeren
Rahmen: einer auf Krisenverhütung und Konfliktlösung ausgerichteten
Politik. Global,; regional und lokal 1ST umtassend verstandenes „Kon-
tliktmanagement“ mıiıt Zielen, Methoden un „In-
strumenten“ dle zentrale Herausforderung VO Friedenspolitik Be-
ainn d€S 7 Jahrhunderts.

Das Kernproblem heißt Komplexität. Seit 1990 haben WIr gelernt,
DESS C auch für die9okalen der regionalen Konftlikte keine e1IN-

tachen un keine schnellen Lösungen
Es gibt zueder Master-Plan och Pa- oibt. Politische, ethnische, religiöse, Ar
tentlösungen. Von rall Fall mussen schaftliche, soziale un kulturelle Kon-

tliktursachen sind miteinander (J)=Loösungsansdtze Berücksichti-
SUNS einer Vielzahl ““ON Akteuren, ben Es xibt weder Master-Plan och
Handlungsfeldern und Instrumenten Patentlösungen. Von Fall Fall mussen
entwickelt ayverden. Lösungsansatze Berücksichtigung

einer Vielzahl VO Akteuren, Handlungs-
eldern und Instrumenten entwickelt werden. Im Maıi 2004 hat das Bun-
deskabinett einen Aktionsplan „ Zivile Krisenpravention, Konflikt-
lösung un: Friedenskonsolidierung“ verabschiedet:; ze1gt auf ber

WWW. auswaertiges—amt.de (—Außenpolitik—Friedenspolitik)

1 Ost-West Europälsche Perspektiven 2005 Heft



Seiten das Erreichte, un macht mMI1t 161 Vorschlägen klar, wWwW1e€e 1e]
och tun 1St

Grundlagen und Trends

» Umfassende Ck Sıcherheit
In der OSZE-Region sind Sicherheit un Stabilität nıcht mehr in ErSsStier

|.ınıe edroht durch die Getahr einer großen militärischen Auseinander-
SETZUNG. /war werden auch 1m OSZE-Bereich einzelne regionale der
lokale Konflikte mı1t Waffengewalt ausgetragen. Die Menschen sind 1aber
VOTLI allem verunsichert durch wirtschaftliche und so7z1iale Probleme, Ar-
beitslosigkeit, mangelhafte Gesundheits- un Bildungssysteme, Kriımi-
nalität, häufig verbunden MI1t anhaltenden Gefährdungen ihrer Freiheit
und ihrer politischen Rechte durch instabile staatliche Strukturen. S1-
cherheitspolitik 1m 21 Jahrhundert Orlentliert sich nıcht eiıner 1abstrak-
ten „Staatsraison“, sondern Zie] umfassender Sicherheit, „menschli-
cher Sicherheit“, für en/die (einzelnen) Menschen.

Allerdings: Der Staat bleibt das zentrale MittelZZweck umtassen-
der Sicherheit. Die Not der Menschen ın zerfallenden Staaten VO SO-
malia bis Tadschikistan un! die zögerlichen Reaktionen der internat1o0-
nalen Gemeinschaftt haben Z Forderung eines Rechts *au einen tunk-
tionierenden Staat“ geführt. Daraus ergäbe sich die (Rechts-) Pflicht der
internationalen Gemeinschatt, eım (Wieder-) Autfbau zertallener der
schwacher Staaten elfend einzuschreiten. Dem entspricht der Kern
langfristig angelegter struktureller Krisenverhütung: Es geht darum,
nachhaltige politische, ökonomische, ökologische un soziale Stabilität

schaften. Krisenverhütung 1L1USS den vieltachen Ursachen VO (56-
walt, einschließlich der VO Terroristen, vorstoßen. Krisen können abge-
wendet werden, WE gelingt, strukturelle Ursachen VO Gewalt W1€
Armut un! wirtschaftliche Rückständigkeit, soziale Ungerechtigkeit
un politische Unterdrückung, Intoleranz und J]gnoranz 1abzubauen.
Handlungstelder der Krisenprävention umtassen das geEsaMLE Spektrum
traditionell staatlicher Aufgaben.
Orientierungspunkte
Jede Krise hat iıhre individuellen Ursachen, ihr spezifisches politisches,
wirtschaftliches un! soziales Umfteld und unterschiedliche interne un:
externe Akteure. Deshalb 1ST in den vergangenen Jahren eın breites Spek-
tirum vielfach kombinierbarer Instrumente entwickelt worden.
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Militärische Mittel können notwendig werden, entweder die g-
waltsame Austragung eines Konflikts verhindern WwW1e€ 1n Makedoni-
&. der weil 1L1UT der Einsatz VO Militär Gewalt zwischen den Kontflikt-
parteıen eenden AaNn W1e€ 1n Bosnıien un Herzegowina. Eın affen-
stillstand lässt sich erzwıngen. Frieden bedarf der (An-)Stittung: Durch
eiıne ausgleichende Verfassung, durch faire un:! freie Wahlen, durch inne-

Sicherheit und durch eın effizientes un: faires Wirtschafts- un SO-
zialsystem. Heute wissen WITr, W1€ schwierig dieser „zivile“ Teil VO

Konfliktmanagement 1St. Hıer tehlen u1lls immer och umtassende Kr
fahrungen. Und VOT allem Hier hiltt nıcht Gewalt, sondern UÜberzeu-
vungskraft. Erfolgreiches ziviles Konfliktmanagement iST abgängig VO

„guten Willen“ der Betroftenen.

Akteure
Eın kritischer und politisch eikler Aspekt VO Konfliktmanagement 1St
die Frage: Wer macht es”? Für alle Phasen gilt: An erster Stelle verpflichtet
und verantwortlich für die Abwehr einer Krise 1St der Staat, 1n dem die
Krise sich enttaltet. Ist dieser Staat 1aber schwach, W1e€e 1in Bosnien und
Herzegowina, der hat das Vertrauen se1iner Bürger un Bürgerinnen
verloren, W1€ 1m KOS0OvoO YARRE Zeit Jugoslawiens, ann wird Hilte „VOoON
aufßen“, die Erfüllung der internationalen „Schutzpfilicht” („responsibi-
lity proötect‘), wirksam. Als -FHelter® VO außen willkommen der
annehmbar sind 1n ETStier Linıie internationale Urganisationen.

Als Manager komplexer Krisen haben jedoch alle internationalen (Ir-
yanısatıonen einschließlich der Vereinten Nationen (VN) e1n oroßes
Handicap: uch WECNnN konkrete Ma{fißnahmen beschlossen worden sind,

mussen zunächst Staaten gefunden WCI1I -

Mafßnahmen ZUurYr Eindämmung den, die bereit sind, diese Ma{fßnahmen
DQO Krısen durchgeführt werden finanzieren und,; insbesondere bei
können, hängt entscheidend “on der militärischen Übperationen, das NOLWwWweEeN-

Bereitschaft einzelner Staaten ab, siıch dige Personal nebst Ausrüstung A, Ver-
engagıeren. tügung stellen. Der Generalsekretär

der verfügt niıcht ber eiınen einzıgen
Soldaten der Polizeibeamten, WE dieser ihm nıcht VO einem Mit-
gyliedsstaat ZUur Verfügung gestellt wird

Ob Mafßnahmen ZUiT: Eindiämmung VO Krisen durchgeführt werden
können, hängt also entscheidend VO der Bereitschaft einzelner Staaten
ab, sich engagıeren. Für die Regierungen gerade demokratischer Staa-
ten wirtt das schwierige Fragen auf Fur welche Konflikte oll INa  aD} tinan-
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zielle Mittel der ziviles der militärisches Personal ZALE: Verfügung stel-
len? uch relativ große un: leistungsfähige Staaten W1€e Deutschland
können sich nicht überall engagıleren. Welche Kriterien sind ma{ßs-
gebend? eht C555 1ın erster I ınıe eıgene Interessen der steht d1€ Mit-
verantwortun für Friedenswahrung un: Schutzgewährung 1m Vorder-
grund? Offtensichtlich spielt die räumliche Niähe 7A88 Konfliktsituation
eıne entscheidende Rolle Konftlikte auft dem Balkan sind Deutschland
„näher“ als Konflikte 1in Südamerika der ın Atrika.

Konfliktmanagement un Krisenvorbeugung 1St jedoch nıcht 1LLUT e1-
Aufgabe der „Staatenwelt“. Akteure der „Gesellschaftswelt“ spielen

1im zivilen Bereich zunehmend profilierte Rollen. Insbesondere ın inter-
L1ICI Kontflikten haben nicht-staatliche Akteure, W1e€ Rot-Kreuzgesell-
schaften un andere humanıitäre Urganıisationen, Kirchen un Gewerk-
schaften, Nicht-Regierungs-UOrganisationen W1€ Sant‘Egidio der lokale
(Frauen-)Initiativen oft bessere Handlungsmöglichkeiten als internat1o0-
ale Urganisationen. Es ann eın großer Vorteil se1ın, 1mM Krels VO

Minderheiten, Dissidenten der sezessionistischen Gruppen inländische
Partner haben, mI1t denen INanl se1t langem usammenarbeitet un
ber die jedentfalls in eiıner Anfangsphase inoftizielle Kontakte mi1t allen
Beteiligten eines Konflikts geknüpftt werden können, hne ass sich
fort die Frage der Internationalisierung des Konflikts der der „Aner-
kennung“ einer Konfliktpartei stellt.

Ivitaten (europäischer regionaler Organisationen
Europdische IYnıon (E:&)
Unter den regionalen Akteuren, die ZET: Krisenvorbeugung 1im ()SZE-
Raum und arüber hinaus beitragen, gewinnt die VOJahr zu Jahr
orößeres Gewicht Vor uUuNserenN Augen enttaltet sich unverständ-
licherweise hne emotionale Beteiligung der Europäer e1in friedlicher,
unvergleichlicher historischer Prozess.

Die Römischen Vertrage 95 Gründungsdokumente der Kuropal-
schen Wirtschaftsgemeinschaften, haben sich als Grofßtat 7B Verhütung
VO Krisen erwıesen, zunächst den sechs Gründungsmitgliedern.
Inzwischen hat die 25 Mitglieder, un der Kreılis der „Bewerber“
wird geradezu unheimlich orofß. Innerhalb der haben sich geme1nsa-

Interessen un!: gegenseltige Abhängigkeiten entwickelt, die ZW ar

Konflikte nicht ausschliefßen, ohl aber die gewaltsame Austragung VO

Konflikten EU-Staaten tast undenkbar machen.
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Eın einmaliges Potenzial ZAIT: Krisenverhütung un:! Konfliktbeile-
gung 1St verbunden MIt dem EU-Erweıterungsprozess. Staaten, die bei-
treten wollen, bietet die die Aussicht auft Stabilität un Wohlstand;:
un: dafür ordert die VOT allem Eigenleistungen. Die Beitrittskandi-
daten mussen die „Kopenhagen-Kriterien“ erfüllen, die der Europäische
Rat 1993 testgelegt hat Eın Staat CHaREB! der erst ann beitreten, WL

„als (Carantie für demokratische und rechtsstaatliche Ordnung, für die
Wahrung der Menschenrechte SOWI1E die Achtung und den Schutz VO

Minderheiten“ eıne „institutionelle Stabilität“ erreicht hat Eın Beispiel,
WwW1€ der Beitrittsprozess Konftlikte entschärft, oll das illustrieren: Im
Vorteld der etzten Beitrittswelle konnten 1ın der Slowakei,; 1n Lett-
and und 1n Estland zahlreiche belastende Minderheitensituationen
entschärft werden, die ZUu Teil ber viele Jahrzehnte die 7zwischen- und
innerstaatlichen Beziehungen belastet hatten. Fur die Länder VO Iba-
1en bis Kroatıien, innerhalb des großen „weilßen Flecks“ der
süudöstlichen EU-Karte, 1St die Chance der Zugehörigkeit Z der

Anre1iz für eine Reformpolitik, die auch
Mıt dem EU-Erweıterungsprozess ıst die Entschärfung der historischen reg10-
eın einmaliges Potenzial ZUNY Krısen- nalen Konflikte einbeziehen 11USS

verhütung und Konfliktbeilegung uch aut einer weıteren Ebene be-
verbunden. muhrt sich die Krisenvorbeugung.

Durch ihre Nachbarschafts- un! Asso-
ziierungspolitik oll die interne Stabilität der aut die Nachbarregio-
LICIHN 1n Usteuropa, 1n Zentralasien un: 1mM Mittelmeerraum - ausstrah-
len  CC Vor allem geht C555 darum verhindern, AaSs sich den
Aufßengrenzen der CUu«C Gräben zwischen West un:! Ust, zwischen
Nord un Sud auftun.

Unmittelbar aut Krisenverhütung ausgerichtet 1STt die Europäische
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVEP) Seit 1999 werden insbe-
sondere die zivilen, aber auch die militärischen Fähigkeiten der ZANT:

Beteiligung internationalen Konfliktmanagement A4US- beziehungs-
welse (1im militärischen Bereich) aufgebaut. Wenn die durch ihren
(künftigen) „Aufßenminister“ spricht un andelt, ann S1E das
gebündelte politische Potenzial der A EU-Staaten Z Verhütung VO

Krisen einsetzen. Nach den vertälschten Wahlen 1ın der Ukraine 1mM
Herbst 2004 hat Javıer Solana als „Aufßenminister“ der runden
Tisch 1n Klıew eine wesentliche Rolle bei der Rückkehr rechtstaatlich-
demokratischen Verhältnissen gespielt. Im operatıven Bereich hat die
„European Unıion Police iss1ion“ 1n Bosnıien un Herzegowina den
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Autbau einer effektiven, rechtsstaatlichen Polizei übernommen. Zur
Entlastung der wırd die 1n Zukunft ohl auch 1n die
Führungsrollen aller Uperationen auf dem Balkan hineinwachsen.

UOrganisation für Sıcherheit und Zusammenarbeit In Europa (OSZE)
Die Entwicklung der Konferenz für Sicherheit un Zusammenarbeit 1n
Europa (KSZE), die 1975 1ın Helsinki m1t 35 Teilnehmerstaaten begann,
hin Z Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit mıiıt 55 Mit-
gliedsstaaten seIlIt 1St CN verbunden miıt den blutigen Kon-
flikten ach dem Zertall Jugoslawiens und der 5SowjJetunion. Unvorbe-
reıtet auft die „LHCUC Konflikte“ schauten Anfang der neunzıger Jahre
europäische Staaten und internationale Urganisationen fast ilflos £
W1€ AaUuUs den Krisen auf dem Balkan und 1m Kaukasus lokale Kriege WULI-=
den Die KSZE, damals och die einz1ıge regionale Einrichtung, der
Länder A4AUS West-, Mittel- und Usteuropa angehörten, W ar herausgefor-
dert, sich aktiv 1ın die Regelung dieser Kontflikte einzuschalten.
Inzwischen hat die OSZE typische Methoden und Instrumente des Kon-
tliktmanagements entwickelt.

Ausgehend VO Ertfahrungen der Vereinten Nationen entwickelte die
OSZE Anfang der neunzıger Jahre Schritt £ür Schritt Fähigkeiten Z
Konfliktmanagement. Zum Hauptinstrument wurden zıivile „Feld-Mis-
sionen“. Die 1SS10N m1t GEMZA ZWanZzıg Mitarbeitern wurde 1997
ach Jugoslawien entsandt, und DAN. T mı1t Aufgaben In Trel Kegionen,
„KOsSOvo, Sandjak und Vojvodina“, 1n denen gewaltsame Auseinander-
SeEtIzZUNgEN m1t Minderheiten rohten. Eine längerfristige Präsenz VO
(Irt erwıies sich VOT allem AUS Zzwel Gründen als notwendig: Um die
tatsächliche Lage testzustellen, die Hauptakteure kennenzulernen
und aut dieser Grundlage mı1t konkreten Mafßßnahmen ZUT Entschärtfung
der Situation beizutragen. Das sind bis heute Kernaufgaben der (OSZE-
Missionen 1n Gebieten m1t „eingefrorenen“ Konflikten, 1n Aser-
baidschan, ın Armenien, 1n Georgien ;632% In Moldawien. Wiährend die
Verhandlungen ber Lösungen dieser Konflikte sich VO Jahr Jahr
hinziehen, bemührt sich die OSZE die Beseitigung VO Schwachstel-
len; also Hilte e1ım Aufbau einer Polizei, die Menschenrechte
achtet, einer unabhängigen Justiz der einer wirklich soz1alen Markt-)
Wirtschaft, die nıcht eine Bevölkerungsgruppe der einen Landesteil
einselt1g begünstigt. In Zusammenarbeit mı1t inlindischen un: auslän-
ischen Nicht-Regierungsorganisationen versuchen die Feldmissionen
der OSZE insbesondere, Feindbilder 1b- un Gemeinsamkeiten autftzu-
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bauen. Direkt der indirekt kümmern die Feldmissionen sich natürlich
auch darum, 4aSSs eın vereinbarter Waftenstillstand eingehalten wird

Die okalen Krıiege Begınn der neunzıger Jahre auf dem Balkan, 1m
Kaukasus und 1n Zentralasien haben gezelgt, WwW1€e schwierig un! langwie-
ng 1St, Gewaltanwendung eenden un ach Mord und Totschlag
einen Konflikt beizulegen. Die Schlussfolgerung W alr und 1St klar Es A
eıne - Küultur der Verhütung“ schaffen WwW1e€e -Generalsekretär KO:
f Anan Sagl

Die OSZE verfügt heute ber eıne Reihe VO Instrumenten, Init de-
e  a auf heraufziehende Konflikte schnell un: wirksam reaglert werden
kann, insbesondere das „Büro für Demokratische Instiıtutionen un:
Menschenrechte“ (ODIHR Office for Democratic Institutions and
Human Rights), den , Hochkommissar für nationale Minderheiten“ un
die 9 Feldoperationen C

[ )as hat rel Kerntunktionen. Als Urganıisator VO Wahlbe-
obachtungen 1St das 1m OSZE-Raum ührend. Wahlen „be-
obachten“ 1ST eine politisch hochbrisante Aufgabe. Das haben erneut die

verschiedenen Leitung der OSZE
Instrumente der SZE raschem beobachteten und bewerteten Wahlgänge

der Präsidentschaftswahl 1n der UkraineKonfliktmanagement.
nde 2004 un die Parlamentswahlen ın

Kırgisistan 1mM Frühjahr 2003 gezelgt. Um künftig „Ireie und taire“
Wahlen ermöglichen, verbindet das mı1t der Wahlbeobach-
Lung eine langfristig angelegte Unterstützung eiım Autbau eiınes emoOo-
kratischen und rechtstaatlichen Wahlsystems. Fın zwelıter Kernbereich
VO Aufgaben des 1St die Unterstützung VO OSZE-Staaten bei
der Entwicklung un Verbesserung rechtsstaatlicher Strukturen mı1t
dem Tiel „guter Regierungstührung“ („good vovernance”). Ebenfalls
sehr heikel 1St der dritte Kernbereich des DIH Die Beobachtung
der „Überwachung“ der Einhaltung der Verpflichtungen der OSZE-
Staaten ZUT Wahrung VO Menschen- un Bürgerrechten. Diese Auft-
xabe, die das allerdings NUur unzulänglich ertüllen kann, 1St
auch wichtig für „Konflikt-Frühwarnung“; enn anhaltende Verletzun-
gCH VO Grundrechten sind klare Indikatoren einer herautziehenden
KrIise.

Im „JTauwetter“ ach Ende der Ost-West-Konfrontation Lraten ber
mehr als eiın halbes Jahrhundert „eingefrorene“ Minderheitenfragen w1e-
der hervor. S1e Hauptursache der gewaltsamen Auseinan-
dersetzungen Begınn der neunziger Jahre Um Krisen aufgrund VO
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Minderheitensituationen vorzubeugen, bestellte die SZE 1997 einen
Hochkommissar für nationale Minderheiten. Bel Anzeichen VO Krisen,
die mı1t nationalen Minderheiten zusammenhängen, oll der Hochkom-
mi1issar irühzeitig sowohl für „Frühwarnung“ als auch für . Früh:
maßnahmen“ SOLSCH. Der Hochkommissar Max Va  z} der Stoel,
ehemals Aufßenminister der Niederlande, hat dieses CUu«C Instrument
während selner achtjährigen Amtszeit 1ın vielen Vor-Krisen-Situationen
erfolgreich eingesetzt und einem flexiblen Instrument „stiller Diplo-
matie“ entwickelt. In Makedonien, den baltischen Staaten, der Ukraine
(Krim- Lataren) und ın Kırgisistan haben die Hochkommicssare der
OSZE mı1t eintfühlsamen konkreten Ma{fß$nahmen zahlreiche Minderhei-
tenkonflikte entschärft.

Feldoperationen die OSZE nıcht 1Ur ZUr Beilegung gewaltsa-
mMmer Konflikte ein, sondern auch, gewaltsame Konfliktverläufe
verhüten. Die Autfgaben solcher praventiven Mıiıssıonen sind VO Fall
Fall unterschiedlich. Schwerpunkte sind die Beobachtung un Ein-
schätzung der Lage 1MmM Gastland und Unterstützung be] Projekten, 1NS-
besondere solchen, die Menschenrechte, Demokratie un: Rechtsstaat-
ichkeit Öördern. Wiährend derartige Strukturhiltfen den Gastländern 1m
allgemeinen willkommen sind, fühlen sich Länder, 1ın denen eine Feld-
operatiıon tatıg 1St, adurch negatıv präajudiziert, 4SSs die Anwesenheit
einer 1ss1ıon indirekt auf eıne (potenziell) instabile Situation 1m (SASt:
and hinweise. Dies WAar Z Beispiel auch Cin Grund dafür,
Russland autf Beendigung der Arbeit der SZE-„Unterstützungsgruppe
für Tschetschenien“ estand.

nzwischen hat Russland sichZSprecher einer Gruppe VO Nach-
tolgestaaten der früheren 5Sowjetunion gemacht; die darauf drängen, alle
SZE-Missionen eenden. Dieser Vorstofß gehört ZAÄCHE breit un
orundsätzlich angelegten russischen Kritik praktisch allen operatıven
Tätigkeiten der OSZE Insbesondere 1in Georgien, 1ın der Ukraine un ın
Kirgisistan habe sich gezelgt, A4SSs die OSZE Z Instrument einselt1g
„westlicher“ Interessen (vor allem der und der USAÄ) geworden se1
Mit diesem Argument blockiert Russland derzeit den Haushalt 2005 der
OSZE Die OSZE wird diese Krise überstehen. Entscheidend wird JE
doch se1n, BA die Präventionsmöglichkeiten der OSZE nicht CS
die Zustimmung aller 55 Mitgliedstaaten gebunden werden, 4SSs S1Ee
praktisch wertlos werden.

Eine oroße Hoffnung auch der OSZE WAar die „Verrechtlichung“
VO Konfliktregelungen, „ VOIN Recht des Stärkeren ÜT Stärke des
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Rechts“ kommen. Zur Schlichtung inner- und 7zwischenstaatlicher
Konflikte hat die OSZE eshalb 1992 1ın ent eiınen „Vergleichs- und
Schiedsgerichtshof“ geschaffen. Viele Staaten WwW1€ auch nicht-staatliche
Konftliktparteien tun sich jedoch sehr schwer, ihren Streit einem interna-
tionalen Gerichtshof 4ANZUVertifF„auen SO 1st der OSZE-.Gerichtshof“
bisher mı1t keinem einz1ıgen Konfliktfall efasst worden.

Europarat
Die Stärke des Kuroparats (ER) sind se1ine Beitrage ZUuUr langfristigen
Krisenverhütung. Es geht strukturelle Stabilität, VOTI allem durch
nachhaltige Stärkung pluralistischer Demokratie, des Rechtsstaates un:

der Achtung der Menschenrechte. Die
entsprechenden Standards sind testgelegtDer Europarat annn sıch auf volker-

rechtlich gesicherter Grundlage ın in ür alle Mitgliedsstaaten völkerrecht-
die inneren Angelegenheiten se1iner ich verbindlichen Konventionen des
Mitgliedsstaaten einmischen. Zur „Durchsetzung“ dieser Standards hat

der Europarat Vertahren VO weltweit
einmaliger Stringenz entwickelt. Aufvölkerrechtlich gesicherter Grund-
lage hat der das Recht, sich 1ın die ınneren Angelegenheiten se1ıner
Mitgliedsstaaten einzumischen.

Der verfügt ber umfangreiche Möglichkeiten für Rat und Hilte
bei der Entwicklung innerstaatlicher Gesetzgebung, bei Erarbei-
(ung VO Verfassungs- und Strafrecht, einschließlich der notwendigen
Strukturen und Verfahrensregeln. Er prüft durch verschiedene Vertah-
BFE inwıewelılt die 1ın den Konventionen vereinbarten Standards auch
eingehalten werden. Die Parlamentarische Versammlung des edient
sich als eın VO „politischen Rücksichten“ wenıger gebundenes (zremi1=

bei notwendiger Kritik einer esonders klaren Sprache. Auf einer
dritten Ebene haben die Mitgliedsstaaten des Kuroparats ihre Bürger und
Burgerinnen ermächtigt, ach Erschöpfung der innerstaatlichen Rechts-
WESC ihre Rechte AUS den Europaratskonventionen unmittelbar VOT dem
Europäischen Menschenrechtsgerichtshof geltend machen.

Der Europarat beteiligt sich auch Inıtiatıven PANT: Konfliktbearbei-
Lung auf politischer Ebene Hervorzuheben 1ST selne Rolle, insbesondere
die der Parlamentarischen Versammlung, 1m Tschetschenienkonflikt.
nde März 2005 konnte n Straßburg en ersties Zusammentretten VO

Vertretern verschiedener Interessengruppen organısıert werden. Ob-
gleich promiınente Vertreter der tschetschenischen UOpposition denT
den Tisch zunächst, wW1e€e bei solchen Gesprächsanbahnungen üblich,
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boykottierten, 1St 05 vielleicht doch eın leiner Schritt auf einem sicher-
ich langen Weg einer vereinbarten LOsung.

Fur die deutsche und die EU-Krisenpravention haben Zıivile Mittel e1IN-
deutig Vorrang. Anhaltende militärische Gewalt ann allerdings mı1t 71-
vilen Mitteln allein nıcht eendet werden. Rechtsgrundlagen, Umtang
un Dauer der Einsätze VO Militär FE Konfliktmanagement haben
sich zunehmend ausdifferenziert. [)as 1St deutlich abzulesen den
terschiedlichen NA TO-Operationen 1ın Bosnien un: Herzegowina, in
Makedonien und ach den Gewaltexzessen ım Kosovo. Diese NA T:
Einsätze haben jedoch auch ErnNeut geze1igt, 4SS MmMI1t militärischen Mit-
teln allein eın Konflikt gelöst werden annn Gewalt lässt sich miıt
überlegener Gegengewalt unterdrücken;: nachhaltige triedliche Ord-
NUNS ertordert jedoch die Mitwirkung aller Beteiligten. In kritischen
Situationen haben Soldaten den Vorteil,; 4SS S1Ce kurzfristig VO Ort
verfügbar sind Das führt fast regelmäßig dazu, ass 1ın der Anfangsphase
komplexer Friedensoperationen Soldaten auch zahlreiche zivile Autga-
ben, VO polizeilichen Sicherungsmafßsnahmen bis hın ZUrTr Versorgung
VO Zivilbevölkerung, übernehmen mussen. Eıne wichtige krisen-
verhütende Raolle spielt die NATO auch 1m Rahmen der „Partnership for
Peace“, die praktisch alle OSZ.E-Staaten mıt der NATO verbindet. In
diesem Rahmen 1St die demokratische Kontrolle VO Streitkräften ein
wichtiges operatıves Thema

Ruckblick und us  IC

Über die Grundlagen und Instrumente eiıner Politik mıiıt dem Ziel, Krısen
verhüten und Konflikte VOTL Ausbruch VO Gewalt lösen, esteht

weitgehend Einigkeit. Die Vorschläge VO ofi Anan ZUr Reform der
Vereıiınten Nationen, der Aktionsplan der Bundesregierung „Zivile
Krisenpräavention, Konfliktlösung und Friedenskonsolidierung“ un
die Erklärung der deutschen Bischofskonferenz „Gerechter Friede“
decken sich ZW ar nicht; 1aber s1e liegen 1in Analysen un Schlussfolgerun-
gCH ahe beieinander. arf Ianl 1U hoftfen, Aass „all Fehd“ bald eın
nde hat?

Ja UN neın! Irotz immer Nachrichten ber Gewaltexzesse:
Vieltach 1St drohende Gewalt abgewendet worden. Krisenverhütung
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und aktives Konfliktmanagement sind realistische Konzepte, gangbare
Wege. Allerdings stehen WIr och ganz Anfang. Und 1St richtig:
uch MI1t perfekten Instrumenten un geschicktem „political engınee-
rın lässt sich nıcht jeder Konflikt lösen. Nur e1in Beispiel: In den Se-
zessionskonflikten 1mM Sudkaukasus (Nagorny-Karabach), 1n Georgien
(Süd-Ossetien) und 1n Moldawien (Iransnistrien) hat sich die OSZE
V ber ehn Jahren iın das Konfliktmanagement eingeschaltet. Woran
liegt C5S, A4SSs diese Kontflikte se1lt weIlt ber zehn Jahren „eingefroren“
sind? Weil das für internationale Urganisationen Erreichbare un die
Wirksamkeit ihrer Instrumente renzen hat Die rel ZENANNLEN Kon-
flikte betreftfen Gebiete, die Teil der 5Sowjetunion Heute sind s1e
nicht HT für Russland, sondern auch für den Iran, die Türkei, die USA
und die VO strategischem Interesse. So schleppen sich die CNISPrE-
chenden Verhandlungen, jeweils mafßgebendem russischen E.ın-
fluss, 1n wechselnden Interessen-Koalitionen und Verbindungen m1t
deren strategischen Fragen (Waffenabzug 4aUus Transnistrien, Führungen
VO Ol-/Gasleitungen 1m Südkaukasus) VO Jahr Jahr hin Konflikt-
management 1St nıcht „reine“ Friedenspolitik, sondern auch handfeste
Interessenpolitik.

Wır sind ohl nicht auf dem Weg vA „ew1gen Frieden“, aber doch
einer Welt miıt wenıger Gewalt und mMI1t besseren Chancen, Konflikte

friedlich lösen. Die Schlüsselfrage 1St. ıbt 6S den für eine solche
Politik notwendigen, immer wieder erneuernden, nachhaltigen poli-
tischen Willen? Angesprochen sind nıcht NUur Regierungen un Parla-

Jede und jeder 1St gefordert, für eine solche Politik streıten,
unermüdlich und MI1t der „Demut des Unvollkommenen VO der das
menschliche Gemeinwesen lebt.“2

Joseph Kardinal KRatzinger (FAZ, 04.08.1984).

182


